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zum Energiekonzept 
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Mit dem Energiekonzept hat die Bundesregierung zu-
gleich ein 10-Punkte-Sofortprogramm beschlossen. Die
Bundesregierung berichtet hiermit dem Deutschen Bun-
destag über den Umsetzungsstand und die darauf folgen-
den nächsten Schritte. Gemäß den Energiewende-Be-
schlüssen von Juni 2011 wird die Bundesregierung über
die Umsetzung der Energiewende einschließlich der darin
enthaltenen Ziele mit Blick auf eine sichere, wirtschaftli-
che (d. h. auch bezahlbare) und umweltverträgliche Ener-
gieversorgung berichten. Der erste Bericht wird bis zum
31. Dezember 2012 vorgelegt und in Zukunft jährlich ak-
tualisiert. Alle drei Jahre, erstmals 2014, soll mit der Vor-

lage eines umfassenden Monitoringberichts zur Umset-
zung des Energiekonzepts dem Deutschen Bundestag ein
zusammenfassender Fortschrittsbericht vorgelegt werden.
Der Fortschrittsbericht beruht auf einer mehrjährigen Da-
tenbasis und trägt auf diese Weise dazu bei, dass verläss-
liche Trends erkennbar werden. 

1 Anpassung der Seeanlagenverordnung 

Beschluss: Die Seeanlagenverordnung wird zügig mit
dem Ziel angepasst, Vorratshaltungen von Genehmigun-
gen für Offshore-Projekte zu vermeiden und die Geneh-
migungen zu „bündeln“. Künftig werden Genehmigun-
gen nur verlängert, wenn die Investoren konkrete
Realisierungsschritte (Bau-, Finanzierungs-, Zeitpläne
o. Ä.) nachweisen. Ansonsten werden die Flächen an an-
dere Marktakteure mit konkreten Auflagen für die Umset-
zung vergeben. Die Bundesregierung will die Letztent-
scheidung über die Genehmigungen bündeln, damit eine
Genehmigung alle anderen Zulassungen umfasst (Kon-
zentrationswirkung). 

Sachstand: Die Anpassung der Seeanlagenverordnung
ist erfolgt. Sie hat folgende Kernelemente:

1. Bisher waren ggf. mehrere Genehmigungen für einen
Offshore-Windpark erforderlich. Das wurde jetzt ge-
ändert. Künftig genügt ein Verfahren, es ergeht nur ein
so genannter Planfeststellungsbeschluss, in dem alle
Belange berücksichtigt werden. 

2. Es wurde eine Konkurrenzregel eingeführt, die früh-
zeitig sicherstellt, dass für einen Standort nur ein An-
tragsverfahren auf Anlagenzulassung betrieben wer-
den muss. Bisher war es möglich, dass für denselben
Standort bis zur Entscheidung mehrere Verfahren ver-
schiedener Vorhabensträger durchgeführt werden
mussten. Das hat sowohl Ressourcen der Antragsteller
als auch der beteiligten Behörden unnötig belastet.

3. Künftig wird ein Zeit- und Maßnahmenplan das ge-
samte Verfahren bis zur Inbetriebnahme der Wind-
energieanlagen strukturieren. 
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4. Die zuständige Planfeststellungsbehörde, das Bundes-
amt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH), hat
die Möglichkeit erhalten, durch das Setzen von Fristen
auf die Beschleunigung des Verfahrens hinzuwirken.

5. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung kann mit dem Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
Kriterien für die Reihenfolge der Bearbeitung der An-
träge mit dem Ziel festlegen, dass die Vorhaben zuerst
planfestgestellt werden, die vermutlich am ehesten
Strom in das Netz einspeisen können. Dabei wird ins-
besondere auf die Nähe zur Küste und zu Stromleitun-
gen abgestellt. 

6. Das BSH kann eine Veränderungssperre verhängen,
die bewirkt, dass vorübergehend Vorhaben in Berei-
chen nicht genehmigt werden, die für den Aufbau ei-
nes Stromnetzes im Meer in Betracht kommen. Damit
wird die neue Aufgabe des BSH nach § 17 Absatz 2a
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG), einen Off-
shore-Netzplan zu erstellen, flankiert.

2 5-Milliarden-Kreditprogramm „Offshore-
Windenergie“ 

Beschluss: Damit die Akteure die notwendigen Erfahrun-
gen sammeln können, um die technischen Risiken der
Offshore-Technologie besser beherrschen zu können,
muss die zügige Realisierung der ersten zehn Offshore-
Windparks gefördert werden. Dazu wird die Kreditanstalt
für Wiederaufbau (KfW) ein Sonderprogramm „Offshore
Windenergie“ mit einem Kreditvolumen von insgesamt
5 Mrd. Euro auf den Weg bringen. 

Sachstand: Die Bundesregierung hat das KfW-Sonder-
programm „Offshore Windenergie“ erfolgreich angestoßen.
Vor dem Hintergrund des großen Fremdkapitalbedarfs
von Projektfinanzierern soll das KfW-Sonderprogramm
die Anzahl der Banken, derer es zur Finanzierung eines
Parks bedarf, deutlich reduzieren. Ziel des Programms ist
es, den beteiligten Banken zu ermöglichen, mit jedem
Windpark die Risiken besser einzuschätzen, um auf
Dauer das Engagement steigern und die Risikoaufschläge
senken zu können. Diese „Lernphase“ ist auf die Finan-
zierung von zehn Windparks beschränkt. Aus den Förder-
kriterien des Programms wird auch deutlich, dass als
Zielgruppe eher kapitalschwächere Projektgesellschaften
angesprochen werden. 

Das im Juni 2011 in Kraft getretene 5-Milliarden-Euro-
Sonderprogramm für die Offshore Windenergie entfaltet
bereits Wirkung. Zwei Windparks haben schon Finanzie-
rungszusagen aus dem Programm erhalten. 

Somit ist gewährleistet, dass das vom Deutschen Bundes-
tag beschlossene Energiepaket der Energiewende einen
deutlichen Schub gibt. Gerade am Beispiel des KfW-Off-
shore-Programms lässt sich zudem deutlich machen, dass
das Paket ganz bewusst auch für mittelständische Unter-

nehmen attraktiv gestaltet wurde und auch angenommen
wird.

Nächste Schritte: Die KfW ist derzeit mit der Bearbei-
tung von Anfragen, insbesondere mittelständischer Pro-
jektgesellschaften, die sich für das Programm interessie-
ren, befasst. Daneben widmet sie sich der Bearbeitung
eingegangener Kreditanträge. Über einen Antrag wird ak-
tuell entschieden. Die weiteren sieben Anträge für Kre-
dite, die der KfW bislang vorliegen, werden zeitnah ge-
prüft. 

3 Netzplattform 

Beschluss: Die Bundesregierung wird mit Blick auf leis-
tungsfähige Stromnetze den Dialog mit den wichtigsten
Akteuren (insbesondere den Netzbetreibern und Ländern)
suchen und die beim Bundesministerium für Wirtschaft
und Technologie (BMWi) zum Thema Netze eingerich-
tete Plattform als ein permanentes Forum weiterent-
wickeln, indem sich die wichtigsten Interessenträger
austauschen und Konzepte zur Bewältigung der Heraus-
forderungen für den Netzausbau erarbeitet werden.

Sachstand: Die im Juni 2010 gegründete Plattform „Zu-
kunftsfähige Energienetze“ wurde im Februar 2011 zu ei-
nem permanenten Dialogforum umgebaut. In der Netz-
plattform erarbeiten Vertreter aus Energie-, Wirtschafts-,
Umwelt- und Verbraucherverbänden, Übertragungs- und
Verteilnetzbetreiber sowie Bundes- und Landesministe-
rien und -behörden gemeinsam konkrete Handlungsemp-
fehlungen zu aktuellen Fragen des Netzausbaus, der
Netzmodernisierung und der Systemstabilität. Die Emp-
fehlungen werden in acht Arbeitsgruppen vorbereitet und
von einem mindestens halbjährlich tagenden Plenum ver-
abschiedet. Eine ebenfalls im Februar 2011 eingerichtete
Geschäftsstelle im BMWi unterstützt die Plattform orga-
nisatorisch und ist permanenter Ansprechpartner für
Dritte. Seit November 2011 wird die Plattform darüber
hinaus von einem fachlichen Beirat unterstützt, in dem
auch alle Fraktionen des Deutschen Bundestags vertreten
sind. Erste Ergebnisse der Plattform sind bereits in den
Gesetzgebungsprozess eingeflossen, so die Empfehlung
zum Aufbau eines Energieinformationssystems für einen
verbesserten Datenaustausch zwischen Netzbetreibern,
Stromproduzenten und großen Letztverbrauchern sowie
die Empfehlung, Investitionskosten für Großprojekte im
Netzausbau ohne Zeitverzug anzuerkennen.

Nächste Schritte: Die Arbeiten der Netzplattform wer-
den weitergeführt mit dem Ziel, konkrete Handlungsemp-
fehlungen an den Gesetz- und Verordnungsgeber zu ent-
wickeln. Wichtige Themen sind u. a. Haftungsfragen bei
der Netzanbindung von Offshore-Windparks, die Umset-
zung von dringlichen Netzausbauprojekten, die für die
Netzstabilität eine überragende Bedeutung haben (Strom-
trassen Görries-Krümmel, Osterath-Weißenthurm, Thü-
ringer Strombrücke), die Regulierung von Verteilernetzen
und der Aufbau eines intelligenten Netzes. Die nächste
Tagung des Plenums der Netzplattform soll am 24. Mai
2012 stattfinden.
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4 Clusteranbindung von Offshore-Parks in 
der Nord- und Ostsee 

Beschluss: Die Bundesregierung wird die entsprechen-
den Vorschriften im EnWG ändern (§§ 17 und 118), um
eine Sammelanbindung von Windparks in der Nord- und
Ostsee zu ermöglichen (so genannte Cluster). Die Errich-
tung von Clustern ist notwendig, um den Anschluss meh-
rerer Windparks auf See an eine Anschlussleitung zu er-
möglichen und damit effizienter und auch verträglicher
für die Natur zu realisieren. Darüber hinaus unterstützen
Cluster das Ziel, ein modulares Offshore-Netz im euro-
päischen Verbund schrittweise zu errichten. 

Sachstand: Mit dem Gesetz über Maßnahmen zur Be-
schleunigung des Netzausbaus Elektrizitätsnetze, welches
im August 2011 in Kraft getreten ist, wurde dieser Punkt
des Sofortprogramms umgesetzt. Durch Änderung der
§§ 17 und 118 EnWG ist nunmehr gesetzlich geregelt,
dass Netzanbindungen von Offshore-Windparks in der
Regel als Sammelanbindung auszuführen sind. Das Bun-
desamt für Seeschifffahrt und Hydrographie erstellt jähr-
lich einen Offshore-Netzplan, in dem Offshore-Anlagen
identifiziert werden, die sich für eine Sammelanbindung
eignen, und in dem die für Anbindungsleitungen notwen-
digen Trassen festgelegt werden.

Nächste Schritte: Derzeit erarbeitet das Bundesamt für
Seeschifffahrt und Hydrographie den ersten Offshore-
Netzplan. 

5 Befreiung neuer Speicherkraftwerke von 
den Netzentgelten 

Beschluss: Die Bundesregierung wird die entsprechen-
den Vorschriften im Energiewirtschaftsgesetz ändern, um
neue Stromspeicherkraftwerke, insbesondere Pumpspei-
cherkraftwerke und andere Stromspeicher, für einen län-
geren Zeitraum als bisher von den Netzentgelten zu be-
freien. Damit werden wichtige Anreize zur Errichtung
neuer Speicherkapazitäten in Deutschland gesetzt. 

Sachstand: Mit dem Inkrafttreten des novellierten Ener-
giewirtschaftsgesetzes im August 2011 ist dieser Punkt
des Sofortprogramms umgesetzt worden. Pumpspeicher-
kraftwerke, die neu errichtet oder deren Kapazitäten er-
heblich erweitert werden, werden von den Netzentgelten
für nunmehr 20 Jahre nach Inbetriebnahme befreit.

Nächste Schritte: Die Bundesregierung hat außerdem
mit der Formulierungshilfe für einen „Gesetzentwurf zur
Änderung des Rechtsrahmens für Strom aus solarer
Strahlungsenergie und zu weiteren Änderungen im Recht
der erneuerbaren Energien“ für die Koalitionsfraktionen
des Deutschen Bundestages eine gesetzliche Klarstellung
vorgeschlagen, damit sowohl neue als auch bestehende
Speicherkraftwerke für ihren Strombezug von der EEG-
Umlage befreit werden. Hierdurch wird die bestehende
Rechtsunsicherheit für die Betreiber von Speichern besei-
tigt, und die Bedingungen für Investitionen in Speicher-
kraftwerke werden weiter verbessert. Der Gesetzentwurf
soll noch im März 2012 vom Deutschen Bundestag be-
schlossen werden.

6 Informationsoffensive „Netze für eine 
umweltschonende Energieversorgung“ 

Beschluss: Um Akzeptanz und Unterstützung bei der Be-
völkerung für den dringend erforderlichen Netzausbau zu
fördern, wird die Bundesregierung eine Informations-
offensive starten. Davon umfasst sind eine Reihe von
Maßnahmen, die auf eine bessere Kommunikation der Er-
forderlichkeit des Netzausbaus und seiner Bedeutung für
den Aufbau einer regenerativen Energieversorgung abzie-
len. 

Sachstand: Unter Einbeziehung eines großen Kreises
von Interessenvertretern wurden im Rahmen der Arbeits-
gruppe „Informationsoffensive und Förderung des gesell-
schaftlichen Dialogs zum Netzausbau“ der Plattform „Zu-
kunftsfähige Energienetze“ Maßnahmen zur Steigerung
der Akzeptanz entwickelt, diskutiert und abgestimmt. Ein
Konzept für eine Informations- und Dialogoffensive
wurde erarbeitet. Die Offensive soll Bürgerinnen und
Bürger für die Energiewende gewinnen und gesamtge-
sellschaftliche Unterstützung schaffen. Noch offen sind
derzeit insbesondere organisatorische Fragen.

Nächste Schritte: Die Bundesregierung beabsichtigt, die
Informations- und Dialogoffensive demnächst zu starten. 

7 Deutschlandweite Netzausbauplanung 
Beschluss: Die Bundesregierung wird im Rahmen der
Umsetzung des Dritten Binnenmarktpakets 2011 die ent-
sprechenden Vorschriften für eine kohärente und deutsch-
landweite Netzausbauplanung schaffen. Zukünftig soll
ein zwischen allen Netzbetreibern abgestimmter zehnjäh-
riger Netzausbauplan eine verbindliche Grundlage für die
Planung des Netzausbaus legen. 

Sachstand: Die Übertragungs- und Fernleitungsnetzbe-
treiber sind mit dem novellierten Energiewirtschaftsge-
setz, das im August 2011 in Kraft getreten ist, verpflichtet
worden, eine gemeinsame Netzausbauplanung erstmals
bis Juni 2012 vorzulegen. Die sich daraus ergebenden
Netzentwicklungspläne bilden im Strombereich die
Grundlage für einen Bundesbedarfsplan, der regelmäßig
aktualisiert wird und für besonders bedeutsame Vorhaben
die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und den vor-
dringlichen Bedarf feststellt. Der Bundesbedarfsplan wird
durch den Bundesgesetzgeber verabschiedet. Ein erster
Entwurf des Bundesbedarfsplans wird durch die Bundes-
netzagentur erarbeitet.

Nächste Schritte: Derzeit werden die Netzentwicklungs-
pläne von den Übertragungs- und Fernleitungsnetzbetrei-
bern erarbeit. Nach Abschluss dieser Arbeiten wird der
Entwurf für den Bundesbedarfsplan erstellt.

8 Wärmeliefer-Contracting im Mietrecht 
Beschluss: Die Möglichkeiten des Energie-Contracting
werden erweitert, damit vor allem auch im Mietwoh-
nungsbereich bestehende Einsparpotentiale effizient re-
alisiert werden können. Die Bundesregierung wird des-
halb einen Gesetzentwurf für einen einheitlichen Rahmen
für das Wärmeliefer-Contracting vorlegen. 



Drucksache 17/9262 – 4 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333 

Sachstand: Das Bundesministerium der Justiz hat im No-
vember 2011 einen Referentenentwurf für ein Gesetz
über die energetische Modernisierung von vermietetem
Wohnraum und über die vereinfachte Durchsetzung von
Räumungstiteln (Mietrechtsänderungsgesetz – MietRÄndG)
vorgelegt und den Ländern und Verbänden zur Stellung-
nahme übersandt. Er enthält in § 556c des Bürgerlichen
Gesetzbuches (BGB) (neu) einen gesetzlichen Anspruch
des Vermieters, nach einer Umstellung auf Contracting
Wärmelieferkosten (Contractingkosten) auf den Mieter in
allen bestehenden Mietverträgen ohne Zustimmung des
Mieters umzulegen. Erforderliche Voraussetzung hierfür
sollen eine nachhaltige Energieeinsparung im Vergleich
zur bisherigen Beheizung in Eigenregie sowie Kosten-
neutralität im Vergleich zu den bisherigen Heizkosten
sein. Technische Details sollen im Verordnungswege ge-
regelt werden; ein Verordnungsentwurf ist dem Referen-
tenentwurf beigefügt.

Nächste Schritte: Die Bundesregierung beabsichtigt, die
Ressortabstimmung abzuschließen und einen Kabinettbe-
schluss (Regierungsentwurf), der die Stellungnahmen der
Länder und Verbände berücksichtigt, herbeizuführen.

9 Carbon Dioxide Capture and Storage 
(CCS) 

Beschluss: Die Bundesregierung wird kurzfristig einen
Gesetzentwurf beschließen und damit die rechtliche
Grundlage schaffen, um die sichere Speicherung von
Kohlendioxid zu erproben. Mit dem Demonstrationsvor-
haben sollen die notwendigen Erfahrungen gesammelt
werden. Auf dieser Grundlage wird dann der Gesetzgeber
über die weitergehende Realisierung von CCS entschei-
den. Im Gesetz wird für die sichere Speicherung ein ho-
her Vorsorgemaßstab nach Stand von Wissenschaft und
Technik verankert. 

Sachstand: Die Bundesregierung hat am 13. April 2011
einen Gesetzentwurf zur Demonstration und Anwendung
von Technologien zur Abscheidung, zum Transport und
zur dauerhaften Speicherung von Kohlendioxid beschlos-
sen. Für die Demonstration der Kohlendioxidspeicherung

gilt der höchste Vorsorgemaßstab, der Stand von Wissen-
schaft und Technik. Der Bundesrat hat dem Bundestags-
beschluss zum CCS-Gesetz vom 7. Juli 2011 nicht zu-
gestimmt. Die Bundesregierung hat daraufhin den
Vermittlungsausschuss angerufen. 

Nächste Schritte: Die Bundesregierung unterstützt wei-
terhin die Verabschiedung des CCS-Gesetzes. In einer
Arbeitsgruppe erarbeiten Bund und Länder derzeit mögli-
che Kompromisse.

10 Markttransparenzstelle 

Beschluss: Die Bundesregierung wird einen Gesetzent-
wurf einbringen zur Einrichtung einer Markttransparenz-
stelle für den Großhandel mit Strom und Gas. Die zen-
trale Sammelstelle soll beim Bundeskartellamt angesiedelt
werden und laufend marktrelevante Daten erheben, sam-
meln und analysieren und Verdachtsfälle an die zuständi-
gen Behörden weiterleiten. Dies dient der effektiveren
Aufdeckung möglichen gesetzeswidrigen Verhaltens bei
der Preisbildung. Dadurch werden das Vertrauen der
Marktteilnehmer in die Großhandelsmärkte, der Wettbe-
werb und Energieverbraucherinteressen gestärkt. 

Sachstand: Das BMWi hat den Referentenentwurf für
das Gesetz zur Einrichtung der Markttransparenzstelle
beim Bundeskartellamt fertig gestellt und hat Anfang
März 2012 die Ressortabstimmung eingeleitet. Die Auf-
gaben, Befugnisse und Mitteilungspflichten werden in ei-
nem neuen Abschnitt im Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen implementiert. Dort wird ferner geregelt,
dass die Markttransparenzstelle auch – gemeinsam mit
der Bundesnetzagentur – die Aufgabe einer nationalen
Marktüberwachungsstelle im Sinne der europäischen Ver-
ordnung (EU) Nr. 1227/2011 über die Integrität und
Transparenz des Energiegroßhandelsmarkts (REMIT)
wahrnimmt. 

Nächste Schritte: Der Referentenentwurf zur Einrich-
tung der Markttransparenzstelle soll im April 2012 im
Kabinett verabschiedet werden. Die Markttransparenz-
stelle soll 2013 ihre Arbeit aufnehmen. 


